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In Betreff Berichtigung der Verwahrungskoſten für Landſtreicher. Streit wegen den 


Koften zwiſchen der Gemeinde, wo die Landſtreicher aufgegriffen wurden, und 
der Gemeinde, welche ſie in Verwahrung übernommen. 


Das im § 19, P. 1 des Heimatgeſetzes gedachte Zuweiſungsmoment der Abftellung 
zum Militär kann nicht auf die Widmung zur Erſatzreſerve ausgedehnt werden. 


Inſolange ein Jagdpachtvertrag die behördliche Genehmigung noch nicht erlangt hat, 
erſcheint ein Jagdexſcindirungsbegehren zuläſſig. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ju den Anſchauungen über Berwaltungsgerichts- 
barkeit. 


(Fortſetzung.) 


Die Abgränzung der beiden Juſtizgebiete nach dem Inhalte, 
nach der Natur der ſubjectiven Rechte ſucht nun Sarwey in folgender 
Weiſe zu finden. 

Ganz abgeſehen zunächſt von der Scheidung des Rechtsſtoffes 
in Privatrecht und öffentliches Recht läßt ſich, ſagt er, die Rechts⸗ 


ſammenfaſſen. Sie ſind 
J. Vermögensrechte, Rechte, welche einen Geldwerth unmittelbar 


in ſich ſelbſt haben und, als Einheit gedacht, das Vermögen der 


Perſönlichkeit bilden; 

II. Rechte, welche einen Geldwerth unmittelbar in ſich ſelbſt 
nicht haben, wobei es gleichgiltig iſt, ob ſie in ihrer mittelbaren 
Wirkung Einfluß auf das Vermögen üben oder nicht. 

Zu der erſten Claſſe gehört nicht nur der Beſitz im rechtlichen 
Sinne, oder das Capital im engeren Sinne (Eigenthum, Dienſtbarkeit, 


Forderung), ſondern auch die Arbeitskraft, die Erwerbsfähigkeit und 


der Credit (Vermögen im volföwirthichaftlichen Sinne). Jede Thatſache, 
welche das Capital ändert, vermehrt oder vermindert, oder die Erwerbs— 
fähigkeit oder den Credit erweitert, beſchränkt oder aufhebt, berührt 
die Rechtsſphäre der Perſönlichkeit und kann die Verletzung ihrer 
Rechte ſein, gegen welche die richterliche Thätigkeit der hiezu vom 
Staate geordneten Organe Schutz zu gewähren berufen iſt. Gegenſtand 
dieſes Schutzes iſt jedoch nur das ſubjective Recht des Einzelnen, mag 
dieſer eine phyſiſche Perſon oder eine fingirte Perſon ſein. Ob dieſes 
Individualrecht in den Privatrechtsnormen oder in den Normen des 
offentlichen Rechtes ſeinen Grund findet, ändert daran Nichts, daß es 
ein Vermögepsintereſſe zu feinem Inhalt hat. 

Alle Rechte, welche einen Geldwerth in ſich ſelbſt haben, ſind 


ſphäre der Persönlichkeit in zwei Claſſen oder Arten von Rechten zus | 


geſchützte Privatintereſſen, weil ſie das Vermögen des Einzelnen bilden; 
jeder Eingriff in ſolche iſt ein Eingriff in die Privatrechtsſphäre der 
Perſönlichkeit. Wenn von einem Staatsbürger eine öffentliche Abgabe 
gefordert oder beigetrieben, wenn die beanſpruchte Benützung eines 
öffentlichen Waſſers beſtritten, wenn die Theilnahme an bürgerlichen 
Nutzungen entzogen wird, wenn dem Staate oder einer vom Staate 
anerkannten Corporation eine Steuer, wenn dem Einzelnen der Genuß 
einer Stiftung im Widerſpruche mit dem Willen des Stifters verweigert 
wird, wenn von einem Staatsbürger perſönliche Leiſtungen, der Kriegs⸗ 
dienft, Staatsfrohnen, Quartierleiſtungen verlangt werden, fo liegt in 
allen dieſen Fällen eine Wirkung auf die Privatrechtsſphäre der Be⸗ 
theiligten vor und der Rechtsſchutz, welcher und ſoweit er dem Ein⸗ 
zelnen gegen einen rechtlich unzuläſſigen Eingriff in dieſe Rechtsſphäre 
gewährt wird, iſt daher in Wahrheit der Schutz eines Privatintereſſes. 
Das Weſen jedes Vermögensrechtes, mag es auf einem Grunde des 
Privatrechtes oder des öffentlichen Rechtes beruhen, iſt ſeine privat⸗ 
rechtliche Bedeutung für das Vermögen der Perſon. Das Bermögens- 
recht hört dadurch, daß es einem durch die Verwaltung zu hand⸗ 
habenden höheren Rechte des Staates, der Gemeinde oder der Ge— 
ſellſchaft weichen muß oder die Verwirklichung eines öffentlich-recht⸗ 
lichen Verhältniſſes iſt und dieſes zu ſeiner Vorausſetzung hat“) nicht 
auf, rechtlich geſchütztes Privatintereſſe zu fein. Inſofern iſt jede Recht⸗ 
ſprechung, welche das Vermögen in volkswirthſchaftlichem Sinne berührt 
Rechtſprechung über Privatrechte im erſten Falle, über Privatintereſſen 
im zweiten Falle. 

Es gibt nun aber unzweifelhaft ſubjective, d. 5. in dem Begriff 
der Perſönlichkeit liegende, einen Theil der Perſönlichkeit Eee 
Rechte, welche keinen Geldwerth in ſich ſelbſt haben. Dieſelben werden 
mit folgender Aufzählung erſchöpft ſein: 

1. Die Familienrechte, d. h. die aus der Ehe, der 2 
der Geburt und den an ſie anſchließenden eh öfen nen 
gehenden rechtlichen Beziehungen des Einzelnen zum Einzelnen, mit 
a Wirkung auf das Vermögen. 3 27 

2. Die Theilnahme an den zu Erfüllung der i Be⸗ 
ſtimmung beſtehenden Einrichtungen ve a 
der Gemeinde, der Bezirks⸗ und Kreisverbände und anderer fent- 
licher Corporationen, wie der vom Staate als ſolche anerkannten 
Kirchen (früher auch der Zünfte) wiederum mit Ausſchluß der Theil⸗ 
nahme an ſolchen Einrichtungen, deren Mitbenützung einen unmittel⸗ 
baren Geldwerth hat, in welchem Falle der Anſpruch unter die erſte 
ue, unter den Begriff der Forderung zu ſtellen ift. Hieher 
gehören das Staats⸗ und Gemeinde-Bürgerrecht, die gemeinde- und 
ſſiven Wahlrechte, die ſtändiſchen Rechte 


ſtaatsbürgerlichen activen und pa 


) Das Recht ſelbſt iſt in Dielen Fällen ein öffentliches Recht, aber feine Ver⸗ 

| letzung iſt ein Eingriff in die Privatrechtsſphäre, ſofern feine Realifirung einen Ber. 
mögensvortheil gewährt und das Intereſſe hierauf gerichtet ift. Dies iſt feine privat- 

| rechtliche Seite; fein materieller Inhalt ift ein privatrechtlicher; aber das Intereſſe it 
rechtlich geſchüßt nur innerhalb der öffentlich rechtlichen (Genoſſenſchafts⸗) Be iebur.- 
gen, was die Comperenzgrenze beſtimmt. = 


der Standesherren und ritterſchaftlichen Familien, die Jedermann ge⸗ 
ſtattete Benützung öffentlicher Sammlungen, der Zutritt zu öffentlichen 
Verhandlungen der Behörden u. I f. Auch die Theilnahme an den 
Einrichtungen einer vom Staate als öffentliche Corporation anerkannten 
Kirche und an den öffentlichen Unterrichtsanſtalten iſt inſofern hieher 
zu zählen, als es ſich nur um die Befriedigung geiſtiger Intereſſen 
handelt, welche an ſich keinen Geldwerth haben, obwohl ſie ebenſo 
wie die Familienrechte der Grund eines Vermögenserwerbs werden 
können. 

3. Die Perſönlichleit erweitert ſich im Staats. und Gemeinde⸗ 
leben durch das Amt, den öffentlichen Dienſt inſofern, als mit der 
Uebertragung desſelben gewiſſe an ſich in der Perſönlichkeit nicht ent- 
haltene ſubjective Befugniſſe und Pflichten übertragen werden, welche, 
ausgenommen wiederum die hiemit verbundenen in die erſte Claſſe 
fallenden Vermögensanſprüche, dieſer zweiten Claſſe angehören. 

Von den hienach zu der zweiten Claſſe zu zählenden Individualrechten 
ſind nur die Familienrechte Gegenſtand der Rechtſprechung der Civil⸗ 
gerichte. Alle übrigen unter dieſelbe geſtellten Rechte oder Ausflüſſe 
der Perſönlichkeit ſind öffentliche Rechte. Es bedarf keines Beweiſes, 
daß z. B. über Staats⸗ und Gemeindebürgerrecht. über die ſtreitige 
Stimmberechtigung und Wählbarkeit bei Gemeinde-, Bezirks. und 
Kreiswahlen ꝛc. nur durch einen richterlichen Spruch ſollte entſchieden 
werden können, da andernfalls der Zweck aller geſetzlichen Vorſchriften 
über Erwerb und Verluſt des Bürgerrechtes, ebenſo der Wahlgeſetze 
vereitelt würde, welcher in der Sicherſtellung der Einzelnen gegen die 
Willkür der Verwaltung zum großen Theile liegt. 

Niemals aber und in keiner Geſetzgebung iſt die Entſcheidung 
über ſtreitige Rechte dieſer Art den Civilgerichten zugewieſen oder 
auch nur der Verſuch gemacht worden, ihre Zuweiſung an die Ci⸗ 
vilgerichte zu verlangen. Eben ſo klar iſt ferner, daß es ſich bei den⸗ 
ſelben nicht um Privatrechte und nicht um Privatrechtsverhältniſſe handelt. 
Die Streitigkeiten über dieſe öffentlichen Rechte bilden den er⸗ 
ten und unzweifelhafteſten Gegenſtand der Rechtſprechung der Admini⸗ 
trativgerichte, wobei die Frage, inwieweit das poſitive Recht des 
Staates auf dieſem Gebiete ſubjective Rechte, durch den Adminiſtra⸗ 
trichter geſchüzte Intereſſen anerkennt, hier dahingeſtellt bleibt. 

Nicht fo einfach liegt die Sache bei Streitigkeiten über folche 
Rechte, welche der erſten Claſſe angehören. Man kann daraus, daß 
in dieſen Fällen, wie gezeigt, ſtets Privatintereſſen (Vermoͤgensrechte) 
in Frage ſtehen, nach dem allgemeinen Grundſatze die Folge ziehen, 
daß in allen dieſen Fallen die Civilgerichte zur Entſcheidung zu be⸗ 
rufen ſeien. 

Allein ganz abgeſehen von dem poſitiven Rechte wird mau, 
von der vorne gegedenen Auffaſſung der Adminiſtrativjuſtiz ausge⸗ 
gangen, zu einem anderen Ergebniß gelangen. Wenn einmal ihre 
Berechtigung in „Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes“ anerkannt 
ift, fo wird man zu unterſuchen haben, ob Streitigkeiten über Ver⸗ 
mögensrechte denkbar ſind, auf welche diejenigen Erwägungen Anwen⸗ 
dung finden, welche die Zuweiſung der Rechtſprechung über Individu⸗ 
alrechte an beſondere Gerichte (die Adminiſtrativgerichte) rechtfertigen. 
Im Falle der Bejahung wird man dieſe Streitigkeiten aus denſelben 
Zweckmäßigkeits gründen wie die Streitigkeiten über die Individual⸗ 
rechte der zweiten Claſſe an jene beſonderen Gerichte verweilen. 

Es bedarf kaum eines Nachweiſes und wird, ſofern nicht die 
Berechtigung beſonderer Adminiſtrativgerichte überhaupt beſtritten wird, 
keinem Widerſpruch begegnen, daß dieſe Frage in folgenden zwei 
Fällen zu bejahen iſt: 

1. Wenn ein Vermoͤgensrecht (Eigenthum im engeren Sinne), 
Arbeitskraft, Credit durch die Rückſicht auf die öffentlichen Intereſſen 
an ſich beſchränkt iſt oder im einzelnen Falle der Geltendmachung 
dieſer Intereſſen weichen ſoll und dieſe Beſchräukung den Gegenſtand 
des Streites bildet; 

2. wenn dasſelbe nicht anders als unter der Vorausſetzung 
eines öffentlichen Rechtes der zweiten Claſſe gedacht werden kann und 
biedurch bedingt iſt; wenn ein vermögensrechtlicher Anſpruch die Ver⸗ 
wirklichung der durch das öffentliche Recht geregelten (der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen) Beziehungen iſt, in welchen der Staat und die vom 
Staate anerkannten Corporationen (Gemeinde-, Bezirks⸗, Kreis- 
Kirchen⸗ und Schul⸗Verbände) zu den Einzelnen und zu einander 
ſtehen. 

Dieſen zwei Arten von Streitfällen, welche inſofern eine Aus⸗ 
nahme von der Regel bilden, als die meiſten Streitigkeiten über Ver⸗ 


mögeusrechte nicht zu ihnen gehören und im Zweifel rein privat⸗ 
rechtlicher Natur ſind, iſt gemeinſchaftlich, daß die vermögensrechtli⸗ 
chen Anſprüche durch das öffentlich⸗rechtliche Verhältniß des Ein- 
zelnen zu dem Staate oder der öffentlichen Corporation entweder 
ganz oder doch in der den Streit veranlaſſenden Beziehung beherrſcht 
werden und mithin nach anderen Grundſätzen als denjenigen des Pri⸗ 
vatrechtes zu beurtheilen find, welche die rechtlichen Verhältniſſe auf 
der Grundlage der allgemeinen gleichen Rechtsſphäre der Perſönlich⸗ 
keit ordnen. Man kann ſich mit der Meinung einverſtanden erklären, daß 
ein Privatrechtsverhältniß niemals nach den Normen des öffentlichen Rechtes 
beurtheilt werden kann. Allein eben ſo gewiß iſt, daß in dem erſten der 
bezeichneten Fälle die allein entſcheidende Frage über die Rechtmäßig⸗ 
keit oder Unrechtmäßigkeit des Eingriffes in ein Privatrecht (Vermoͤ⸗ 
gensrecht) nicht nach den Normen des Privatrechtes, ſondern nach 
den Normen des Öffentlichen Rechtes zu beurtheilen iſt. Ebenſo tft 
im zweiten Falle, im Falle des Streites über ein auf einem Rechts⸗ 
verhältniſſe des öffentlichen Rechtes auf „einer genoſſenſchaftlichen ⸗ 
Norm beruhendes Vermögensrecht, Gegenſtand des Streites kein Pri⸗ 
vatrechtsverhältniß, vielmehr der Streit nach den Grundfähen des 
öffentlichen Rechtes zu entſcheiden; aber auf Einer Seite jedenfalls 
und ſehr häufig anf beiden Seiten iſt der Zweck des Streites die 
Abwendung eines Vermögensnachtheils oder die Zuwendung eines 
Vermögenszuwachſes aus Rechtsgründen, ganz ebenſo, wie im Falle 
des Streites über ein Privatrechtsverhältniß. Das öffentliche Recht 
äußert feine Wirkung auch auf Privatrechte. Es beſchränkt, vernichtet 
und erzeugt Vermögensrechte, und ſoweit dieſe Wirkung Gegenſtand 
eines Streites iſt, inſoweit tritt die Rechtſprechung des Adminiſtra⸗ 
tivrichters ein. 

Dieſe Ausführungen laſſen ſich nun in Folgendem zufammen- 
faſſen: Die Aufgabe der Civilgerichte und der Adminiſtrativ⸗Juſtiz⸗ 
behörden iſt der Schutz beftrittener oder verletzter ſubjectiver Rechte 
(Individualrechte) in der Form der Entſcheidung und der Vollzie⸗ 
hung der rechtskräftigen Entſcheidungen. Die Entſcheidung über ver⸗ 
letzte oder beſtrittene Familien⸗ und Vermögensrechte ſteht dem Ci⸗ 
vilrichter zu, ſofern nicht die Colliſion des Vermögensrechtes mit den 
öffentlichen Intereſſen oder ein öffentliches Vermögensrecht in Frage 
ſteht. Die Entſcheidung über alle ſubjectiven Rechte, welche keinen 
Geldwerth haben und nicht Familienrechte find, ebenſo der Schutz be— 
ſtrittener oder verletzter Vermögensrechte in den erwähnten zwei Aus⸗ 
nahmsfällen iſt die Aufgabe der Adminiſtrativ⸗Juſtizbehörden. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In Betreff Berichtigung der Verwahrungskoſten für Landftreicher. - 

Streit wegen den Koften zwiſchen der Gemeinde, wo die Landſtrei⸗ 

cher aufgegriffen wurden und der Gemeinde, welche fie in Verwah⸗ 
rung übernommen. 


Ende April 1872 wurde in dem zur Gemeinde H. gehörigen 
Walde eine aus 20 Köpfen beſtehende Zigeunerbande durch die 
Gendarmerie arretirt und bis zur Sicherſtellung der Zuſtändigkeit 
der einzelnen Glieder dieſer Bande von der Schubſtation in der be⸗ 
nachbarten Gemeinde K. in polizeiliche Verwahrung übernommen. 
Nach einigen Tagen, nachdem inzwiſchen die Erhebungen über die 
Zuständigkeit der in Verwahrung genommenen Zigeunerfamilien 
eingeleitet wurden, war die ganze Zigeunerbande nach Durchbrechung 
der Mauern der K.’er Arreſtlocalitäten entwichen und konnte nicht 
mehr zu Stande gebracht werden. 

Der Stadtvorſtand von K. batte der dortigen Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft die Entweichung der Zigeuner bekannt gegeben und ihr 
außerdem mitgetheilt, daß ſich die für die Verpflegung der Flüchtigen 
erwachſenen Koſten auf 35 fl. belaufen, worauf die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft die Gemeinde H. auf Grund des § 14, Abſ. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, zur Vorlage dieſes 
Koſtenbetrages innerhalb der Friſt von acht Tagen aufforderte. Gegen 
dieſen Zahlungsauftrag hat die Gemeinde H. eine Vorſtellung übers 
reicht, welche aber von der Bezirkshauptmannſchaft unterm 13. Juni 
1872 aus dem Grunde zurückgewieſen wurde, weil die Arretirung 
der Zigeunerbande auf dem Gemeindegebiete von H. wirklich ſtattge⸗ 


funden habe, auf welchem nach § 28 des Gemeindegeſetzes der Ge⸗ 
meinde die Ausübung des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes obliegt. 

Ueber den dagegen ergriffenen Recurs hat die Statthalterei bei 
dem Umſtande, als die Gemeinde K. als Schubſtation erklärt wor⸗ 
den iſt, der Gemeindevertretung die Obſorge für entſprechende Arreſt⸗ 
localitäten ſowie die Ueberwachung der Inhbaftirten obliegt, die Frage 
entſtehe, ob letztere überhaupt im Hinblick auf § 18 des Geſetzes 
vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, einen Erſat für die Ver⸗ 
pflegung der behufs Abſchiebung inhaftirten aber entwichenen Zigeu⸗ 
ner anzuſprechen berechtigt iſt, die Bezirkshauptmannſchaft aufgefor⸗ 
dert zu erwägen, ob nicht eine Aenderung der erſtinſtanzlichen Ent⸗ 
ſcheidung vom 13. Juni 1872 im eigenen Wirkungskreiſe Platz zu 
greifen hätte. 8 i i 

Hierauf entſchied denn die Bezirkshauptmannſchaft ddo. 16. No⸗ 
vember 1872, daß die Gemeinde K. nicht berechtigt ſei, den Er⸗ 
ſatz für die Verpflegung der aus den Arreſtlocalitäten entwichenen 
Zigeuner zu begehren, weil die Gemeinde K. als Schubſtation ver⸗ 
pflichtet war für geeignete Arreſtlocalitäten und eine ordentliche 
Ueberwachung der Inhaftirten zu ſorgen und dieſelbe entgegen⸗ 
geſetzten Falles den Verluſt des Anſpruches auf Entſchädigung (§ 18 
des Geſetzes vom 27. Juli 1871) tragen muß. 

Im Statthaltereirecurſe hob die Gemeinde K. hervor, daß die 
Zigeunerbande zum Abſchieben noch nicht beſtimmt war und ſie daher, 
inſolange ihre Zuſtändigkeit nicht ſichergeſtellt geweſen, auch nicht in 
den Arreſt für Schüblinge gehörte; weiters ſei die Gemeinde nicht 
verpflichtet geweſen bis zu dem Zeitpunkte der Zuſtändigkeitsconſtati⸗ 
rung die Bande weder auf eigene noch auf Koſten des Landesfondes 
zu verpflegen; auch könne der Gemeinde ein beſonderes Verſchulden 
1 der Flucht der Zigeunerbande nicht zur Laſt gelegt 
werden. 

Durch die in Folge dieſes Recurſes von der Statthalterei an⸗ 
geordneten Nachtragserhebungen ſtellte fich heraus, daß die Gemeinde 
H. in ihrem Hirtenhauſe ein Local zur polizeilichen Verwahrung 
von 20 bis 30 Perſonen beſitzt und daß ein Uebereinkommen zwiſchen 
den Gemeinden H. und K. wegen Uebernahme und Verpflegung von 
Polizeiarreſtanten nicht beſteht. 

Die Statthalterei entſchied hierauf wie folgt: „Gemäß § 8 
des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, liegt jener 
Gemeinde die Verwahrung der aufgegriffenen Perſonen ob, in deren 
Gemeindegebiete die Betretung ſtattfand. Die Uebernahme von der⸗ 
gleichen Perſonen von Seite der Schubſtationsgemeinde hat erſt dann 
einzutreten, wenn von Seite der Schubbehörde das Erkenntniß auf 
Abſchiebung gefällt iſt. Nachdem zwiſchen den Gemeinden H. und K. 
eine freiwillige Vereinigung im Sinne des § 93 G. O. bezüglich 
der Beſorgung einzelner Zweige der Ortspolizei nicht beſteht, auch 
ein ämtlicher Auftrag zur Unterbringung dieſer Zigeuner in den 
Arreſtlocalitäten von K. nicht vorliegt, ſo muß die von der Stadt⸗ 
gemeinde K. ſtattgefundene Uebernahme dieſer aufgegriffenen Per⸗ 
ſonen zur vorläufigen polizeilichen Verwahrung als eine freiwillige 
Uebernahme der der Gemeinde H. obliegenden Verpflichtung ange⸗ 
ſehen werden; es kann auch dem zufolge der hiedurch für die Stadt⸗ 
gemeinde K. erwachſene Koſtenaufwand nur als eine privatrecht⸗ 
liche Forderung angeſehen werden, worüber zu entſcheiden nicht 
den Adminiſtrativbehörden zuſteht“. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Stadtgemeinde K. die Mi⸗ 
niſterialberufung eingebracht, worin ſie bat, im politiſchen Wege die 
Gemeinde H. zur Erſatzleiſtung der fraglichen Verpflegskoſten zu ver- 
alten. 

f Das Miniſterium des Innern hat ddo. 30. December 1873, 
3. 20.511, unter Behebung der Statthaltereientſcheidung erkannt, 
daß die Stadtgemeinde K. die obangeführten Koſten pr. 35 fl. zu 
tragen habe, „weil dieſelbe die Zigeunerbande, ohne einen Proteſt zu 
erheben, in die polizeiliche Verwahrung übernommen und die poli⸗ 
tiſchen Behörden nicht in die Lage geſetzt hat, hinſichtlich der Ver⸗ 
wahrung der Zigeunerbande die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen.“ K. 


Das im § 19, P. 1 des Wige een gedachte Zuweiſungsmo⸗ 
ment der Abſtellung zum Militär kann nicht auf die Widmung zur 
Erſatzreſerve ausgedehnt werden. 


Alex. N., welcher auf Grund des § 12 P. 3 der Inſt. z. W. 
G. in das Verzeichniß der Stellungspflichtigen der Gemeinde A. 
(Bezirksh. C.) eingetragen worden iſt, wurde bei der Stellung 1872 
für die Erſatzreſerve bleibend gewidmet. 

Er wurde damals über Nequifition der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft C. durch die Bezirkshauptmannſchaft G. der Stellungscommiſ⸗ 
ſion in G. vorgeführt, nachdem er ſich in der im Bereiche der Be— 
zirlshauptmannſchaft G. befindlichen Gemeinde F. aufhielt. 

Im März 1873 bewarb ſich Aler. N. um einen Heimatſchein. 
Nachdem ſich feine Zuſtändigkeit nicht ermitteln ließ, ſtellte die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft C. an die Bezirkshauptmannſchaft G. das Er⸗ 
ſuchen, den Heimatwerber der Gemeinde F. nach § 19 P. 1 H. G. 
zuzuweiſen, indem dieſe — nach $ 2 W. G. nach welchem ſich „die 
bewaffnete Macht in das ſtehende Heer, die Landwehr und die Er— 
ſatzreſerve gliedert“ und nach $ 166 Inſt. z. W. G., nach welchem 
„Wehrpflichtige im Wege der regelmäßigen Stellung in die Erſatz⸗ 
reſerve eingetheilt werden“ — die Anſicht vertrat, daß die Widmung 
zur Erſatzreſerve als Abſtellung zum Militär betrachtet werden müſſe. 

Ueber die ablehnende Aeußerung der Bezirkshauptmannſchaft G. 
wurde der Act der Landesſtelle zur Entſcheidung vorgelegt. 

Dieſelbe hat mit Erlaß vom 4. December 1873, 3. 15.081 
entſchieden, daß das im oberwähnten Punkte 1 des § 19 Heim.⸗Gef. 
gedachte Zuweiſungsmoment der Abſtellung zum Militär nicht auf 
die Erſatzreſerve ausgedehnt werden könne. 

„Es müſſe bei Entſcheidung dieſes Falles jener Begriffsum⸗ 
fang ins Auge gefaßt werden, welcher zur Zeit der Erlaſſung des 
Heimatgeſetzes der Geſetzgebung in Anſehung des im § 19 P. 1 
dieſes Geſetzes gebrauchten Ausdruckes „Abſtellung zum Militär“ vor 
Augen geſchwebt haben konnte. Offenbar müſſe der Umfang des 
Zuweiſungsmomentes nach dem Inhalte und Geiſte des damals be— 
ſtandenen Heeresergänzungsgeſetzes vom Jahre 1857 beurtheilt wer⸗ 
den, welches aber nur die wirkliche Abſtellung zum Militär, d. i. die 
Einreihung, Beeidigung und den Uebertritt in den Militärkörper mit 
der Folge der ſofortigen Dienſtesantretung, keineswegs aber eine Wid⸗ 
mung auf unbeſtimmte Zeit kannte. Die Einreihung in die Erſatz⸗ 
reſerve nach dem Wehrgeſetze von 1868 fet, wie es ſich aus den 
8$ 166, 4 b. und § 166, 7, 8, 9 ergibt, nicht fo viel bedeutend als 
nach dem Heeresergänzungsgeſetze von 1857 die Abſtellung zum 
Militär, ſondern weit weniger, da ſie lediglich als Widmung für die 
weitere Eventualität gilt, als der Gewidmete laut § 166, 7 im 
Kriegsfalle noch die phyſiſche Eignung zum Militärdienſte in 


Inſolange ein Jagdpachtvertrag die behördliche Genehmigung noch 
nicht erlangt hat, erſcheint ein Jagderxſeindirungsbegehren 
zuläſſig ). 


Die Gutsherrſchaft R. hatte ſeit Jahren die Gemeindejagd S. 
gepachtet. Jedoch bei der letzten Licitation war ein Anderer Erſte— 
her geblieben. Da, und zwar drei Tage nach der Licitation, aber 
vor Beſtätigung des Verpachtungsactes durch die politiſche Bezirks⸗ 
behörde, überreichte die Gutsherrſchaft R. der gedachten Behörde fol— 
gendes Begehren, deſſen Sachverhalt gleichzeitig erwieſen wurde: 
„Auf dem Territorium der Gemeinde S. befinde ſich eine, verſchie— 
denen Perſonen gehörige, 211 Joch betragende Grundfläche, die von 
dem gutsherrſchaftlichen größeren Grund- und Sagdeomplere ganz und 
gar umſchloſſen ſei. Die Gutsherrſchaft habe es in den früheren Jah⸗ 
ren nicht für der Mühe werth oder nöthig erachtet, dieſe Enclave 
zu erſeindiren (auszuſcheiden), allein nunmehr, wo ein Anderer die 
Gemeindejagd S. erſtanden, ſtelle fie das diesfällige Exſcindirungs⸗ 
begehren.“ — Die Bezirkshauptmannſchaft gab dem beſchriebenen 
Anſuchen Folge und verminderte den Pachtzins des Gemeindejagd⸗ 
erſtehers um einen Quoteutheil, den fie jetzt der Gutsherrſchaft aufs 
erlegte. Mit dieſer Modification wurde auch der Gemeindejagd-Pacht⸗ 
vertrag beſtätiget. 


) Siehe Zeitſchrift für Verwaltung, Jahrgang 1871, S. 86. 
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In Folge Recurſes des Pächters der Gemeindejagd behob die 
Landesſtelle die Verfügung der Bezirkshauptmannſchaft, weil das Er⸗ 
ſeindirungsbegehren nach ſtattgefundener Licitation der Gemeindejagd 
übergeben worden ſei. — Dawider recurrirte ibrerſeits die Gutsherr⸗ 
ſchaft R. und berief ſich darauf, daß der Erlaß des Miniſteriums 
des Innern vom 31. Juli 1849, R. G. Bl. Nr. 342 *) den Zeit⸗ 
punkt, bis zu welchem der Beſitzer des größeren Complexes ſich über 
die Pachtung der Enclave auszusprechen habe, unbeſtimmt laſſe. 

Das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium fand unterm 16. November 
1873, 3. 12.004, die Entſcheidung der Landesſtelle aufzuheben und 
die Verfügung der Bezirkshauptmannſchaft in fo weit zu reactiviren, 
als die Zuweiſung der Jagd auf der fraglichen Enclave an die Guts⸗ 
herrſchaft R. ausgeſprochen war. 

Ruͤckſichtlich der Pachtzinsrepartition unter Gemeindejagd-Erſteher 
und Gutsherrſchaft ordnete das Miniſterium eine neuerliche Ausmitt⸗ 
lung unter Zuziehung von Sachverſtändigen an, da ad acta behaup⸗ 
tet und eingeräumt war, daß die in lite befangene Enclave vorzüg⸗ 
lich wildreich ſei. 

Die Erwägungen, welche das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium bei 
ſeiner Entſcheidung leiteten, ſind nachſtehende: 

Die Landesſtelle, welche die bezirksbehördliche Verfügung auf⸗ 
hob, bezog ſich auf die conſtant gewordene Praxis und die Entſchei⸗ 
dungen in gleichen Fällen. Es iſt nun allerdings richtig, daß Exſein⸗ 
dirungen von Eigenjagdcompleren während des Laufes eines mit ſtaats⸗ 
behördlicher Genehmigung zu Stande gekommenen Jagdpachtvertrages 
nicht zugelaſſen werden, und find in dieſem Geiſte zahlreiche Ent⸗ 
ſcheidungen erfloſſen. Jedoch lagen in allen dieſen Fällen Jagdpacht⸗ 
verträge vor, die mit der ſtaatsbehördlichen Genehmigungsclauſel ver⸗ 
ſehen waren. (Vgl. § 4 der Miniſterial⸗Verordnung vom 15. De⸗ 
eember 1852, R. G. B. Nr. 257). Ganz anders im Fragefalle, wo 
die behördliche Genehmigung noch nicht erfolgt iſt, ſomit der Vertrag 
aller Wirkſamkeit entbehrt. Die Bezirkshauptmannſchaft mußte daher 
auf das Einſchreiten der Gutsherrſchaft R. und zwar um fo mehr 
eingeben, als die Handhabung des Punktes 2 der wiederholt gedach⸗ 
ten Miniſterial⸗Verordnung vom Jahre 1849 der politiſchen Behörde 
von Amtswegen obliegt, indem die Durchführung der die Vereinigung 
des Jagdgebietes innerhalb und außerhalb der Enclave in eine Hand 
bezweckenden geſetzlichen Beſtimmung nicht bloß zu Gunſten des Eigen⸗ 
jagdberechtigten, welcher 200 zuſammenhängende Joch beſitzt, ſondern 
ex ratione publica im allgemeinen Intereſſe der Erhaltung und 
Schonung der Jagd zu geſchehen hat, zu welchem Ende der Geſetz⸗ 
geber denn auch beſtimmt, daß für den Fall, als der Eigenjagdberech⸗ 
tigte ſich zur Ausübung der Jagd auf der Enclave nicht herbeilaſſe, 
die Gemeinde befugt ſei, die Jagd ſowohl auf der Enclave, als auf 
dem dieſe umgebenden Grundcomplexe auszuüben, beziehungsweiſe ver- 
pachten zu laſſen. Kommt nun wirklich der Beſtimmung im Punkte 
2 des Miniſterial⸗-Erlaſſes vom Jahre 1849, der Charakter einer ex 
ratione publica erfloſſenen, von Amtswegen durchzuführenden Norm 
zu, ſo muß in dem zur Entſcheidung vorliegenden Falle der Erſteher 
der Gemeindejagd ſich die im Sinne dieſer Beſtimmung ergebende 
Einſchränkung ebenſo gefallen laſſen, als wenn durch eine behördliche 
Verfügung ein Jagdpächter oder Jagdauffeher wegen Defects in der 
Perſon nicht genehmiget wird. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern an ſäumtliche Landeschefs vom 4. Mai 1873, 3. 
6310, betreffend Aufwand für Reiſekoſten aus Anlaß der Erhebung von Elementar⸗ 
ſchüden. 


Das k. k. Finanzminiſtertum hat im Einvernehmen mit dem Miniſterlum des 
Innern und dem k. k. oberſten Rechnungshofe unterm 3. April 1873, Z. 1573/68 


) „Sind Grundſtücke, deren Beſitzer wegen des nicht 200 Joch erreichenden 
Umfanges hierauf kein Jagdrecht haben, von einem 200 Joch oder mehr betragenden 
Grundcomplexe ganz umſchloſſen, ſo wird dem zur Jagdausübung berechtigten Be⸗ 
ſitzer des großeren Grundcomplexes die Befugniß eingeräumt, die auf der Enclave 
leingeſchloſſener Grund) zuſtändige Jagd vor jedem Anderen und zwar zu dem Preiſe 
zu pachten, wie derſelbe ſich im Verhältniſſe zu dem für die Gemeindeſagd ſonſt be⸗ 
dungenen Pachtzinſe ſtellt, oder in Ermanglung deſſen zueinem Pachtzinſe nach einer 
billigen Schägung für eine längere Zeitperiode.“ 


beſtimmt, daß die Koſten für Reiſen aus Anlaß der Erhebung von Elementarſchäden 
ohne Unterſchted, ob dieſelben von Finanz- oder politiſchen Beamten vollzogen werden, 
in jenen Fällen aus dem Finanzetat und zwar aus dem Aufwande für den directen 
Stenerdienſt zu beſtreiten ſind, wenn dieſe Erhebungen zunächſt die Erlangung von 
Stenernachläſſen zum Zwecke haben. Hievon beehre ich mich Euer mit dem 
Beifügen in die Kenntniß zu ſetzen, daß dieſe Beſtimmung auch in dem Finanzmini⸗ 
ſterial⸗ Verordnungsblatt Nr. 10 ex 1873 enthalten iſt. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 26. September 1873, 3. 15.548 an ſämmt 
liche Landeschefs (mit Ausnahme von Trieſt) betreffend Legaliſirung der Todten— 
ſcheine für italieniſche Staatsangehörige. 


Im Nachbange zu dem h. o. Erlaſſe vom 9. Juni 1873, 3. 9196 *) werden 
Euer ... um gefällige Veranlaſſung erſucht, daß den auf Grund dieſes Erlaſſes 
einzuſchickenden Todtenſcheinen italieniſcher Staatsangehöriger die bisher üblich ge— 
weſene Legaliſirungsclauſel durch Conſiſtorium und Landesſtelle jeweilig beigeſetzt werde. 


) Mitgetheilt in Nr. 32 des Jahrganges 1873 dieſer Zeitſchrift. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hauptmünzamtsdirector, Miniſterialrathe Anton 
Schrötter Ritter v. Kriſtelli anläßlich deſſen Penſionirung das Comthurkrenz 
des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. u AT 

Seine Majeſtät haben die Hauptmünzamts⸗Directorss e 
daſelbſt, kaiſerl. Rath Alete Czas few Wiebe, kite des 

Seine Majeſtät haben den Kauzleidirector der Generalintend 
theater Hofſeeretär Eduard Eiſenreich zum wirklichen Regierun 
und dem dortigen Regiſtrator und Expeditor Friedrich Magner 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeftät haben dem praktiſchen Arzte und Gemeinderatße in Eb 
Dr. Ferdinand Gal laſch das goldene Verdienſtkrenz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Karl Ritter v. Gumer 
zum Bezirkshauptmann und den Bezirkscommiſſär Johann Ritter v. Vin tſchgan 
zum Statthaltereiſecretär im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Rechnungsrevidenten Daniel Schwank 
zum Rechnungsrathe beim Rechnungsdepartement der k. k. Statthalterei in Linz 
ernannt. 8 ger Gr ; 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath des Rechnun sdeparteme er 
Finanzdirectton in Trieſt Johann Pitto 15 125 Obewechnungsrathe und Vor. 
ſtande des Rechnungsdepartements der Finanz⸗Lan desdirection in Zara ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Stenerinſpectoren Ferdinand Kawecki Nikol 
Kopaczynski, Franz Uſarskt, Heinrich v. Michalewski, Joſeph Götz, Job. 
Bernacki, Theodor Terlecki R. v. Olechnowicz, Karl FJakubek, Neue 
Jablonowski, Joſeph R. v. Kedzierski, Joſeph v. Topolnicki und Ladislaus 
e zu Steueroberinſpectoren der Finanzlandesdirection in Lemberg er⸗ 
nannt. 

Der Handelsminiſter hat dem Dr. Emil Hardt und dem Miniſteriaſcon⸗ 
cipiſten Dr. Joſeph Edlen v. Küchler Miniſterialviceſecretärsſtellen, dann dem Con- 
cipiſten der Poſtdirection für Wien Ernſt v. Koerber eine Miniſteri 
ſtelle im Handelsminiſterium verliehen. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtcontrolore Joſeph Gübel, Martin Mei 
dinger, Raimund Wa w rzinka und Adalbert Böhm zu Oberpoſtcontroloren im 
Wiener Poſtbezirke ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcontrolor in Trieſt, Guitan Adolf 
Ritter v. Vicari zum Oberpoſtverwalter in Villach ernannt. 


— . ͥ ͤ w 
Erledigungen. 


Controlorsſtelle beim Hauptzollamte in Wien mit der a ten Rangsclaſſe, bis 
20. Februar. (Amtsbl. Nr. 22.) ? 2 T 

Controlorsſtelle bei der Telegraphenſtation in Lemberg mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe gegen Caution, bis 18. Februar. (Amtsbl. Nr. 23.) 

Landesthierarztesſtelle bei der kratneriſchen k. k. Landesregierung in der achten 
Rangsclaſſe, bis 15. Februar. (Amtsbl. Nr. 23.) 

Baurathsſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei in der ſiebenten Nangs- 
claſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 25.) 

Faorſtadjunctenſtelle bei der Statthalterei in Trieſt mit der zehnten Rangs-⸗ 
claſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 25.) 

Forſtrommiſſärsſtelle in Dalmatien mit der neunten Rangsclaſſe 1100 fl. Ge— 
halt und Acklvitätszulage mit 200 fl. nebit Reiſepanſchale pr. 300 fl., bis Ende Fe: 
bruar. (Amtsbl. Nr. 25.) 

Sen Conceptsprakticantenſtellen für den politiſchen Verwaltungsdienſt in 
Krain mit einem Adiutum jährlicher 500 fl. bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 26.) 
HVaupteaſſiersſtelle ber der galiziſch. Landeehaupteaſſe in der achten Rangs⸗ 
claſſe, eventuell eine Adjuncten⸗, beziehungsweiſe Officials⸗ und Aſſiſtentenſtelle in der 
neunten, reſp zehnten und eilften Rangsclaſſe, bis 25. Februar. (Amtsbl. Nr. 26.) 

OGemeimdeſecretärsſtelle zu Reichenan mit 800 fl. Jahresgehalt, freier Woh⸗ 

nung u. ſ. w. ö 


Vicedireetor 
anz der Hof. 
gerathe ernannt 
das goldene Ver: 


enſee 


alconeipiſten⸗ 


gegen Caution, bis 10. Februar. (Amtsblatt Nr. 20.) 
Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piftort. 


